
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1902

31 (1.2.1902) Badischer Landtag. Sitzungsbericht aus der Zweiten
Kammer. 30. öffentliche Sitzung



Beilage zur „Karlsruher Zeitung" 31.

' P ,
»l»

A «»
»reih.
» r

kirch ,
am

Badischer Landtag.
^ r^ungs ^orrcivt der Zweiten ^ crrnnrer .

r»
egen
.»M »
^ Uck»

neb«,
Ae»
»er !
stens b«
febr»«
»r. st»
mgank!
M .

IU.

am

s « . öffentliche Sitzung
am Donnerstag den 30 . Januar 1902 .

M Regierungstisch : Präsident des Mini -
ms der Justiz , des Kultus und Unterrichts Staats -

Frhr . v Dusch, Mnisterialdirektor Geh . Rath
, Geh . Oberregierungsrath Becherer , die Mini -
ithe Trcfzer und Düringer , Oberamtsrichter

K » eicher .

>ent Gönner eröffnet die Sitzung 9V . Uhr .

jri » .krctär verliest die Eingänge .

mf wird nach Beeidigung des Abg. Dreher in die
lung der Tagesordnung eingetreten.
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Or . Binz berichtet namens der Budgetkommission
fiel I bis VII , XII , XIII der Ausgaben und

Ml der Einnahmen des Budgets des Ministeriums
: N ) lsttz , des Kultus und Unterrichts .

ner führt unter anderem aus :

H >en der großen Anforderungen sei der Etat
Justizministeriums Wohl das Schmerzenskind
Herrn Finanzministers . Die Ausgabepositionen

im allgemeinen in der überwiegenden Mehr -
der Rubriken gegenüber der vorhergehenden

etperioden Mehrforderungen auf , theilweise
» sehr erheblichen Beträgen . Die Mehrforder -

seien zumeist verursacht durch die nachhaltige2
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ehrung der Geschäfte auf allen Gebieten der Rechts -
Ost-, womit nicht nur eine ansehnliche Steigerung der
When Ausgaben verbunden sei , sondern auch eine Ber¬

ing der etat- und nicht etatmäßigen Stellen im Jn -
e eines geordneten Justizdienstes zur Notwendigkeit

Ein beträchtlicher Theil der Mehrforderungen
lle auf das Notariat und Grundbuchwesen. An
rausgaben gegenüber dem Budgetsatz für 1901 seien
rund 820 000 M . vorgesehen , welchen allerdings
eine Mehreinnahme (der Eteuerverwaltung ) von

000 M . gegenüberstehe .
ngesichts der großen Mehraufwendungen , insbeson-
durch die Anforderung von beiläufig über 80 neuen

Stellen sei wohl nahegelegen, einige Anforderungen ab¬
zustreichen . Das scheine auch mit Rücksicht auf die schlechte
allgemeine Finanzlage im Schoße des Finanzministe¬
riums geschehen zu sein . Die Budgetkommission habe
selbstverständlich keinen Anlaß gehabt, über die Anfor¬
derungen deS Budgets hinaus zu gehen , obschon z . B .
die Anforderung von nur zwei Stellen zur Bildung eines
neuen Oberlandesgerichtssenats , der doch fünf Mitglieder
erfordere , diesen Gedanken nahegelegt habe . Dringen¬
den Anforderungen sei jedoch im allgemeinen Rechnung
getragen , nicht nur im ordentlichen, sondern besonders
auch im außerordentlichen Etat , der z . B . .für Neubauten
beträchtliche Sätze aufweise . Im Anschluß hieran bittet
Redner die Großh . Regierung , bei der Ausführung sol¬
cher Bauten in erster Linie die badischen Steinbrüche
zu berücksichtigen.

Zu den Titeln I , II , III und V wurde im Schooße
der Kommission mehrfach auf die Unzuträglichkeit hin¬
gewiesen , welche die häufige Berufung von Hilfsarbeitern
bezw . Hilfsrichtern namentlich bei den Amtsge¬
richten und Landgerichten mit sich bringe . In manchen
Kammern der Landgerichte sei die Vorsehung von Richter¬
stellen durch Hilfsrichter (meist jüngere Amtsrichter) ge¬
radezu zur Regel geworden. Ebenso komme es bei Amts¬
gerichten nicht selten vor, daß während eines größeren
Theils des Jahres der Amtsrichter (zufolge Hilfsweiser
Verwendung bei anderen Stellen ) abwesend sei und von
häufig wechselnden Referendären oder Rechtspraktikanten
vertreten werde. Ein solcher Zustand sei im Interesse
der Rechtspflege nicht erwünscht .

Nach 8 10 des Gerichtsverfassungsgesetzes und den auf
Grund desselben für Baden erlassenen Bestimmungen in
den 88 11 und 12 des Einführungsgesetzes zu den Reichs¬
justizgesetzen vom 3 . März 1879 sei die Regierung be¬
fugt , „ständig angestellte Richter "

, also auch Amtsrichter ,
als Hilfsrichter an die Landgerichte zu berufen , des¬
gleichen Referendären oder Rechtspraktikanten mit wenig¬
stens zweijähriger Praxis „zur zeitweiligen Wahrneh¬
mung " richterlicher Geschäfte „vorübergehend" die Befug -

! nisse eines Amtsrichters zu übertragen . Derartige Be-
! rufungen sollen im allgemeinen und bei einzelnen Ge-
! richten nicht zur Regel werden ; das Interesse der Rechts -
! pflege erfordere die regelmäßige Wahrnehmung des Rich -
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teramts durch ständige, definitiv an die betreffende Amts¬
stelle berufene Richter.

Im Hinblick aut den nicht unerheblichen besonderen !
Aufwand , welcher durch die Berufung von Hilfsarbeitern !
bezw . Hilfsrichtern der Staatskasse erwachsen und um die
Frage prüfen zu können , ob nicht auch vom finanziellen
Standpunkte aus schließlich eine Vermehrung der etat¬
mäßigen Stellen dem Ueberhandnehmen des HilfSrichter-
wesens vorzuziehen sei , richtete die Kommission an die
Großh . Regierung das Ersuchen um Mittheilung des
statistischen Materials über die besonderen durch Verwen¬
dung von Hilfsarbeitern bezw . Hilfsrichtern der Staats¬
kasse verursachten Kosten . Die Großh . Regierung habe
darauf eine statistische Uebersicht vorgSlcgt, demnächst auch
in mündlicher Darlegung der Kommission näheren Auf-
schluß über die Ursachen der öfteren Berufung von Hilfs¬
arbeitern bezw . Hilfsrichtern gegeben .

Der spezielle Aufwand für Hilfsrichter bei den Amts -
gerichtenim Betrag von 22 870 bezw . 23 934 M . sei
in der Tabelle nickt nach den verschiedenen Ursachen rr.
entziffert , da diese Entzifferung nur auf Grund der ein¬
zelnen Jahresrechnungen der Amtskassen gegeben wer¬
den könnte . Nach der mündlichen Regierungserklärung
kommen außer den Fällen , in welchen Amtsrichter als
Hilfsrichter an die Landgerichte berufen wurden , die
Stellvertretungen bei Erkrankungen und den regel¬
mäßigen Beurlaubungen sowie notwendiger Aushilfe
infolge Geschäftsüberlastung und die Stellvertretungen
für die zu militärischen Hebungen einberufenen jüngeren
Amtsrichter in Betracht . — Bei den Landgerichte »
entfalle der größte Theil des Aufwands 1901 auf Vertre¬
tung für zum Oberlandesgericht einberufene Hilfsrichter
(7430 M . ) , auf Aushilfeleistung zufolge Geschäftsüberhäu-
fimg (5691 M . ) und auf die Vertretung erkrankter Rich¬
ter (4845 M .) . Im Budgetjahr 1900 betrug der Auf¬
wand für Aushilfe wegen Geschäftsüberlastung bei den
Landgerichten - nur 1695 M ., dagegen die Stellvertre¬
tungskosten für zum Reichstag und Landtag einberufene
Richter 7686 M ., für zum Oberlandesgericht einberufene
Hilfsrichter 4955 M . und für erkrankte Richter 3675 M

Zu Titel VI , Notariats - und Grundbgz
wesen , bemerkt Redner : Die Zahl der etatmäßig l
Notarsstellen , welche bereits in der vorhergehenden »ä?
getperiode von 135 auf 150 erhöht wurde, solle eine
mehrung von weiteren zehn Stellen erfahren . Die N
forderung werde in den Erläuterungen von der
Regierung mit der Erweiterung des früheren GeschO
kreises der Notare und der Vermehrung der Zahl
Notariatsdistrikte begründet . Es war vorauszusx ^
daß die neue Organisation des Notariats eine sehr nhch
liche Vermehrung der Notariatsdistrikte und Dienststxru ,
zur Folge haben werde. Den Notaren sei nicht nur
wesentlichen die frühere Aufgabe als beurkundende Hamte der freiwilligen Gerichtsbarkeit und als Lieĝ
schaftsvollstreckungsbeamte verblieben, sie seien durch zu
neue Gesetzgebung weiter mit einer Reihe amtlicher F^ .
tionen betraut , welche eine wesentliche Steigerung ^
Geschäftslast und nicht minder der dienstlichen Veranj.
Wörtlichkeit in sich schließen : der Notar sei Vollstreckung
gericht (§ i des badischen Ausführungsgesetzes M»
Zwangsversteigerungsgesetz (G .- u . V .O .Bl . 1899 Nr . ^
S . 267) : die ihm in der Hauptsache obliegende Hag
habung der Vorschriften des Reichsgesetzes über ^
Zwangsvollstreckung in unbewglichen Sachen sei
schwierig , zeitraubend und verantwortungsvoll . Der N»
tar sei ferner Nachlaßgericht, gemäß 8 45 des bMschtz
Rechtspolizeigesetzes vom 17 . Juni 1899 (Gei.. ^
V .O .Bl . Nr . 23 S . 249) ; dem Notar liege ferner
Feststellung der Erbschafts- , Schenkungs- und VerM -,
steuer ob und endlich sei er in Baden staatlicher GrM
buchbeamter für jede einzelne zu seinem DM
gehörige bezw . ihm zugetheilte Gemeinde ; § 2 des M
scheu Ausführungsgesetzes zur Grundbuchordnung /
19. Juni 1899 (Ges . - u . V .O .Bl . Nr . 24 S . 27Ä

Bei dieser Fülle von neuen Aufgaben , welche /»im tz
setzgebung den Notaren überwiesen habe, konnte dplr U,
der Sache nach erst auf Grund einer gewissen C rrfahrq
nach Inkrafttreten dieser Gesetzgebung ermesse:. , wstz
welche Anzahl von Stellen und Arbeitskräften zMur Atz
nehmung des gestimmten Notariatsdienstes im LL
forderlich werde.

Beim Oberlandesgericht wurden die Kosten
für Hilfsrichter zum erheblichen Theile verursacht durch
die Berufung zweier Mitglieder in die Kommissionen für
die zweite juristische Staatsprüfung , welche bei der gro¬
ßen Zahl der Kandidaten bekanntlich mehrere Monate
in Anpruch nehme ; im laufenden Jahre ( 1901) war
auch der Aufwand für Aushilfslcistung infolge Geschäfts -
Überhäufung ein erheblicher (2630 M . gegen 477 M . im
Jahre 1900) .

Im Ministerium (Titel I ) wurde die Berufung
von Hilfsarbeitern namentlich im Jahre 1901 durch die
vorübergehende außerordentliche Geschäftsvermehrung
aus Anlaß der Einführung des neuen Grundbuchrechts
erforderlich.

Durch die Errichtung von sechs weiteren Richterstellen
bei den Amtsgerichten, desgleichen von je zwei Stellen bei
den Landgerichten und dem Oberlandesgericht im vor-
würfigen Etat wolle die Gr . Regierung ausweislich der
den Anforderungen beigegebenen Begründung dem ge¬
steigerten Geschäftsstande entsprechende Rechnung tragen . !
Die Budgetkommission, welche demnächst diesen Anforder - !
ungen zugestimmt habe, hoffe , daß dadurch auch eine Ein¬
schränkung des Hilfsrichterwesens auf die nach den Um¬
ständen engsten Grenzen sich erreichen lasse und gebe dem
Wunsche Ausdruck, daß die Großh . Justizverwaltung die¬
sem Gesichtspunkte thunlichste Beachtung schenken möge.

Was das Grundbuchwesen anlange , sei die Korn stz
- davon ausgegangen , daß es verfrüht wäre , mit Ä M

auf die verschiedentlich laut gewordenen Wünsche jei
an eine Revision der Grundbuchgesetzgebung Hera! ch
ten . Man müsse hier erst weitere Erfahrungen ab : M
Im übrigen geht Redner auf die Beschwerden der '
ein und auf ihren Wunsch , den Amtsrichtern voll! «
gleichgestellt zu werden, den er für vollkommen beD M
erklärt , zumal die Notare z .B . als LiegenschaL «
streckungsbeamte, als Nachlaßgericht heute eine Fü » i»
neuen Aufgaben zu bewältigen haben . Wenn nun fttzj
den Notaren noch die Grundbuchführung Übertrags fti
so lasse sich ermessen , wie groß ihre Verantwortung ft!
Außerdem bringen ihre vielen Dienstreisen außerc^ ftl
lich viel Unannehmlichkeiten und Strapazen mit sich >
ner glaubt , die Regierung und Volksvertretung n i
mit Rücksicht darauf den berechtigten Wünschen der L ii
großes Wohlwollen entgegenbringen . Und wenn« /
heute noch nicht an eine Revision der einschlägige :
setze herantrete , so sei der natürliche Grund die Hoff

! die Geschäfte der Notare werden sich nach Ueberwi: I
! der ersten Schwierigkeiten, die bei Einführung des G !

buchrechts notwendiger Weise hervortraten , wese >
vereinfachen. Man werde aber nie den Wunsch aus -
Auge verlieren , die Notare in der Erfüllung ihrej

'

rechtigten Forderungen nicht zu kurz kommen lassen ^
Auch die Beschwerden der Rathschreiber als Grund >
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_ _ seien sehr beachtenswsrth . Diese Beamten
ihrer großen Aufgabe durchaus gewachsen ge-

und das Land sei ihnen zu großem Danke der-
mcktet. Ihnen seien aber auch sehr große Summen für

n!re Mühewaltung zugeflossen , und es sei zu hoffen, daß
!>ieie Position in Zukunft eine solche Höhe nicht mehr er-

werde . Wenn auch diese Zahlen nicht auffallend
r m sofern man die ungeheure Arbeit in Rücksicht ziehe,
o dürfe man nicht vergessen , daß sie einem vorübergehen-

i Anormalen Uebergangsstadium entsprechen . Man
müsse darauf bedacht sein , daß zur Bewältigung der den
«athschreibern obliegenden schwierigen Aufgaben ein tüch-
naes Personal erhalten und gewonnen werde, man müsse
darum die Großh . Regierung bitten , in der Bemessung
der den Nathschreibern zukommenden Gebührenäquiva -
lente nicht zu knapp zu verfahren . Die Beschwerden bitte
^ genau zu prüfen und ihnen nach Möglichkeit abzu-
belien . Wie man auch von der Organisation des Grund¬
buchwesens denken möge, müsse man doch dessen große
Vorzüge anerkennen, insbesondere daß dadurch den Wün¬
schen des Pilblikums gebührend Rechnung getragen werde,
man habe insbesondere kein neues bureaukratisches Amt
geschaffen, sondern habe das Grundbuchamt in den Ge¬
nieinden gelassen, was einerseits eine sehr große Erspar¬
nis bedeute, und andererseits dem Publikum den Verkehr
nnl dem Grundbuchamte bedeutend erleichtere . Es liegen
auch Anzeichen dafür vor, daß man allgemein diese großen
Vorzüge anerkenne.

Zur näheren Begründung der vorliegend angeforder -
len 130 000 M . „Bezüge der Grundbuchhilssbeamten und
-es Kanzleipersonals der Grundbuchämter " ersuchte die
Äüdgetkommission die Großh . Regierung um Mittheilung
Ser Unterlagen, auf welche sich die Schätzung dos Auf¬
wandes von 430 000 M . stütze, desgleichen der Höhe der
Zuschüsse, welche inhaltlich der „ Erläuterungen" für Her¬
stellung der Hauptbücher und Generalregister der Ge¬
meinden noch zu gewähren seien . Die Großh . Regierung
habe hierauf Folgendes erwidert :

1 . Bei der Schätzung wurde davon ausgegangen , daß
die Rathschreiber unter der Herrschaft des Reichsgrund¬
buchrechts für die gleiche Menge Arbeit nicht weniger be¬
ziehen sollen als unter der Herrschaft des badischen Lie
genschaftsrcchtes und angenommen, daß — abgesehen von
den Uebergangsarbeiten — nach erfolgter Einarbeitung
in das neue Recht die Obliegenheiten des grundbuchamt¬
lichen Hilfsbeamten den Rathschreiber nicht in größerem
Maße in Anspruch nehmen werden als seine Obliegen¬
heiten bei der Führung der alten Grund - und Pfand¬
bücher.

2 . Ueber das Einkommen der Rathschreiber aus der
Grund- und Pfandbuchführung sei zu bemerken : Der An¬
forderung für 1902 und 1903 sei lediglich das Jahr
1897 zu Grunde zu legen , da es dem normalen
Geschäftsstand am nächsten kommt , während die fol¬
genden Jahre durch die Ueberleitungsarbeiten (Ein -
tragungs - und Bereinigungsgesetz, Hauptbücher und
Generalregister ) stark beeinflußt seien . Im Jahre
1897 haben die Rathschreiber aus der Grund - und
Pfandbuchführung als von den Betheiligten erhobene
Gebühren rund 364 000 M . bezogen; davon entfallen
auf die Rathschreiber der am 1 . Januar 1902 unter
Reichsrecht stehenden Gemeinden rund 36 000 M . Dieser
Betrag wurde wegen der Umschreibungsgebühren um
rund 100 000 M . erhöht.

3 . Dem Staat falle, weil er die Gebühren aus der
Gcundbuchführung erhebe , derjenige Theil des Einkom¬
mens .der Rathschreiber zur Last, welcher ihrem früheren

Gsbühreneinkommen entspreche . Außerdem habe der Staat
die Kosten der Umschreibung zu tragen . Soweit dagegen
früher der Rathschreiber von der Gemeinde festen Gehalt
bezog und dieser Gehalt für die Thätigkeit des
Rathschreibers bei der Grund - und Pfandbuchfüh¬
rung entrichtet wurde , müsse sich der Rath¬
schreiber auch künftig an die Gemeinde halten , die nachdem Gesetze zur Stellung eines Grundbuchshilfsbeamten
verpflichtet sei .

4. Hauptbücher oder Generalregister schien noch in etwa
der Hälfte der 171 Gemeinden, in denen am 1 . Januar1902 das Reichsgrundbuchrecht noch nicht gelten werde.
Zu Zuschüssen an diese Gemeinden nach den bisherigeil
Grundsätzen werden in den nächsten zwei Jahren höch¬
stens 10 000 M . jährlich erforderlich sein .

Auf Wunsch der Kommission trat die Großh . Regierungmit derselben zur mündlichen f Erörterung über das
Grundbuchwesen und dessen Kosten zusammen. Die be¬
züglichen Ausführungen der Großh . Regierung wurdeir
demnächst der Kommission in eingehender schriftlicher
Aufzeichnung vorgelegt.

Die Budgetkommissionhabe gegen das von der Großh .
Regierung beobachtete Verfahren und die Grundsätze, von
welchem sie dabei ausgehe, im allgemeinen nichts zu er¬
innern gefunden. Dabei sei die Ansicht ausgesprochen
worden, daß bei der Kürze der Zeit , während welcher die
neue Organisation und die neuen Kostengesetze in Kraft
stehen , ein endgiltiges Urtheil über deren Wirkungen noch
nicht angängig und daher die Aufwerfung der Revisions¬
frage verfrüht wäre.

Bezüglich der durch Einführung des neuen Grundbuch¬
rechts entstandenen Kosten betont Redner den Grund¬
satz, daß diese Kosten prinzipiell den Gemeinden zur Last
fallen sollen . Aus der anderen Seite habe man nicht ver¬
kannt, daß es unbillig sei, den Gemeinden allein diese
Kosten aufzubürden , man habe ihnen darum ganz erheb¬
liche Staatszuschüsse bewilligt. Der letzte Zuschuß in
Höhe von 30 000 M . habe sich als zu niedrig erwiesen, zu¬mal die Genieinden sich gegenüber der Uebernahme der
Kosten der Umschreibung ablehnend verhielten . Jni
Einverständniß mit der Volksvertretung habe darum die
Regierung bestimmt, der Staat solle sämmtliche Kosteil
dieser Umschreibung tragen , man habe infolgedessen auch
zil diesem Zwecke einen Administrativkredit von 100 000
Mark erwirkt. ,

Bezüglich der Grundbuchdienstweisung erkennt Redner
den großen Fleiß und die große Sachkenntniß an , mit der
sie verfaßt wurde. Man könne keineswegs sagen, sie sei
verspätet erschienen . Die vielfach hervorgetretene abfäl¬
lige Kritik — besonders wegen ihres großen Umfangs —
sei durchaus unberechtigt. Die Dienstweisung enthalte
alles das, was zur Ausführung des Grundbuchrechts er¬
forderlich sei und kläre den Rath suchenden Beamten in
der denkbar besten Weise auf . Redner spricht namens der
Kommission und auch in eigenem Namen der Regierung
und dem Verfasser seinen Dank aus . — Redner empfiehlt
weiter eine bessere Ausgestaltung der Grundbuchauszüge,
die insbesondere auch den Werth des fraglichen Grund¬
stücks schätzungsweise angeben sollten , ohne daß ein hier¬
aus gerichteter spezieller Antrag nöthig sein sollte. Diese
Schätzung sollte auch gebührenfrei geschehen.

Des Weiteren bringt Redner die Frage der Berufung
von Laien in die Schöffen- , Schwurgerichte und Kammern
für Handelssachen zur Sprache . Er wünsche, daß auch
aus den Kreisen der kleinen Gewerbe treibenden Leute in
die Kammern für Handelssachen berufen werden sollten.
Das liege auch im Interesse der Rechtspflege und des ex¬
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zieherischen Moments , das in der Theilnahme von Haien
an der Rechtsprechung liege . Bei der Berufung zu Schöf -
fen und Geschworenen sei nach dem Gesetz kein Stand aus¬
geschlossen, er wünsche insbesondere auch eine Heranzieh¬
ung von Vertretern des Arbeiterstandes zu diesen Gerich¬
ten . Die Erfahrungen , die man mit der Betheiligung
von Arbeitern bei der Rechtsprechung der Gcwerbegerichte
gemacht habe , hätten gezeigt , daß es unter den Arbeitern
genug tüchtige und unbefangene Elemente gebe , die auch
zur Heranziehung zum Schöffen - und Geschworenenamt
geeignet wären .

Er bitte die Regierung , soweit dies nach den bestehen¬
den reichsgesetzlichen Vorschriften über die Bildung der
Schöffen - und Geschworenengerichte ihr möglich sei , in
dieser Beziehung den Amtsgerichten Direktiven zu geben .

Redner streift dann eine Frage aus der gerichtlichen
Praxis . Er spricht sich gegen die herrschende Praxis im
Pcivatklageverfahren aus , den Angeklagten im Eröff¬
nungsbeschlutz als „hinreichend verdächtig " zu bezeichnen,
bevor eine Zeugeneinvernahme stattgefunden habe , da
eine Voruntersuchung hier ja unzulässig sei .

Redner gibt seiner Anerkennung darüber Ausdruck , daß
die schwierige Uebergangszeit nach Einführung des Bür¬
gerlichen Gesetzbuches dank dem Fleiße , der Tüchtigkeit
und dem Sinn für die Verhältnisse des praktischen Lebens
unserer Richter glücklich überwunden worden sei , daß auch !
die früher oft gehörten Klagen über schleppenden Ge¬
schäftsgang bei unseren Gerichten jetzt verstummt seien . —
Er wolle dem Wunsche Ausdruck geben , daß die Regierung
bei der Revision des Gehaltstarifs auch den berechtigten
Wünschen des Richtersstandes thunlichst Rechnung tragen
möge . Es sei mehrfach mit Recht darauf hingewiesen
worden , daß die pekuniäre Lage gerade auch der höheren
Beamten , insbesondere der richterlichen , oft eine keines¬
wegs beneidenswerthe sei . Auch in dieser Hinsicht sei mit
Rücksicht auf die Erhaltung der vollen Unabhängigkeit des
Richtramts eine Besserung nothwendig .

Er schließe mit dem Wunsche , es möge die Regierung
und das Haus durch ausreichende Ausstattung unseres
Justizbudgets ihrerseits dazu beitragen , daß der Justiz¬
dienst in unserem Lande seiner hohen und wichtigen Auf¬
gaben vollkommen gerecht werden kann ! (Beifall .)

Präsident des Ministeriums der Justiz , des Kultus
und Unterrichts , Staatsrath Frhr . v. Dusch : Er wolle
zunächst seiner Genugthuung darüber Ausdruck geben , daß
die Kommission sämmtliche Posten des Etats bewilligt
habe , Er sei in der angenehmen Lage mit dem Dank
hierfür und für den trefflichen Bericht des Berichterstat¬
ters noch den weiteren Dank dafür zu verbinden , daß
die Kommission sogar noch weiteraehende Anforderungen
der Regierung zu bewilligen bereit gewesen wäre .

Er hätte dies nicht erwähnt , wenn nicht der Gedanke ,
zwar nicht ausgesprochen , aber angedeutet worden wäre ,
daß eigentlich weitergehende Forderungen hätten gestellt
werden sollen . Der Herr Berichterstatter habe schon da¬
rauf hingewiesen , daß das eben mit Rücksicht darauf
unterblieben sei . daß der Stand unserer Finanzen kein
günstiger sei . Er könne dem hinzufügen , daß er , wenn
auch einzelne Forderungen auf Ersuchen des Finanzmi¬
nisters zurückgezogen worden seien , das Bewußtsein habe ,
daß das was geblieben sei , vollkommen ausreiche , um die
Geschäfte der Rechtspflege in guter Weise zu führen . — !
Zur Frage der Besetzung des Oberlandesgerichts könne !
er nur wiederholen , was er schon in der Budgetkommission !
ausgeführt habe : Die Anforderung der Stelle eines wei¬
teren Staatspräsidenten und eines weiteren Rathes sei
vollkommen ausreichend . Man könne nicht von „ Rumpf¬

senaten " sprechen. Das Oberlandesgericht werde in R» .
kunst aus vier Präsidenten und 18 Räthen besteh^
Da jeder der vier Senate nach dem Gesetz aus dem
Präsidenten und vier Räthen bestehe, so feien zwei über¬
schüssige Räthe vorhanden , die den meistbeschäftigten S, ,
naten zugewiesen würden . Das Oberlandesgericht werde
ohne Zuweisung weiterer Hilfsrichter mit dem jetzige
Richterstand wohl auskommen können .

Der Herr Berichterstatter habe über zu häufige Ver¬
wendung von Hilfsrichtern geklagt . So lange man ihy
aber keine Mittel angeben könne , um die Gründe der
Beschäftigung von Hilfsrichtern , Krankheit , Urlaub u . dgl.
aus der Welt zu schaffen, sei mit derartigen Klagen nichts
gethan . Ein nicht unbeträchtlicher Theil der Verwen¬
dungen von Hilfsrichtern sei auch darauf zurückzuführen
daß . was ja an sich nur erfreulich sei , eine Anzahl Richter
diesem Hause angehören . Eine Einschränkung der Ver¬
wendung von Hilfsrichtern werde übrigens durch
die vorgesehene Vermehrung der Richterstellen erzielt.
Die Kommission habe ja die vorgeschlagenen 10 neuen
Stellen bewilligt und es würden wohl zukünftig noch
weitere Richterstellen geschaffen werden , aber Hilfsrichter
würden immer nothwendig sein , so lange die genannten
Ursachen ihrer Verwendung bestehen.

Daß gerade bei den Amtsgerichten über zu häufige
Verwendung von Hilfsrichtern geklagt werde , rühre daher ,
daß bei den Landgerichten nur etatsmäßige Richter alz
Hilfsrichter beschäftigt werden dürfen .

Der Gedanke , durch Aenderung des bestehenden Ge¬
setzes die Verwendung von Referendären als Hilfsrichter
bei den Landgerichten zu ermöglichen , sei in Erwägung
gezogen worden , habe aber bei der Mehrzahl der Gerichte
keinen Anklang gefunden . Immerhin sei es eine bedauer¬
liche Folge dieser Bestimmung , daß die Amtsgerichte
durch die Berufung der Amtsrichter als Hilfsrichter an
die Landgerichte besonders unter der häufigen Verwendung
von Hilfsrichtern zu leiden haben .

Gegenüber der Bemerkung des Berichterstatters , daß
die Amtsgerichte im Budget außerordentlich spärlich be¬
rücksichtigt seien, bemerkt Redner , daß alle Anträge , die
beim Ministerium eingegangen seien , berücksichtigt worden
seien , daß insbesondere Mannheim die geforderten zwei
neuen Stellen erhalten habe . Die Regierung sei bei dem
Entgegenkommen des Hohen Hauses sehr gern bereit , in
der Schaffung neuer Stellen bei den Amtsgerichten in
Zukunft noch weiter zu gehen.

Die „ heillosen Uebelstände
" im Karlsruher AmtS-

gerichtsgebäude , von denen der Herr Berichterstatter ge¬
sprochen habe , würden in kurzer Zeit verschwinden. Die

jetzigen Räume seien allerdings sehr beschränkt und theil-

weise dunkel und eng . Nach Herstellung des neuen Ober-

landesgerichtsgebäudes werde aber das Amtsgericht weite«
20 Räume zugewiesen erhalten . Er hoffe, daß dann alle
Mißstände vollständig beseitigt werden könnten .

Der Berichterstatter habe dann weiter bei den Staats¬
bauten eine größere Berücksichtigung der badischen Stein¬
bruchbesitzer gewünscht. Soviel er wisse, geschehe das so¬
viel wie möglich . Aber gewisse Steinarten z . B . Maul-
bronner Steine seien eben in dieser Qualität so gut in
Baden nirgends zu bekommen.

Der Gedanke , bei Berufung der Handelsrichter auch
noch andere Elemente , als aus dem Kaufmannsstandc
und besonders den Großkaufleuten , hcranzuziehen , sei
zweifellos durchaus erwägenswerth . Aber nach 8 H2
des Gerichtsverfassungsgesetzes sei die Regierung hier an
die Vorschläge der Handelskammern gebunden , auf deren

Entschließungen sie keinen Einfluß habe .
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- der Berufung zum Schöffen - und Gc-KeMiun^ ^ hghx derBerichterstatter selbst angedeutet,^ ^ Justizverwaltung hierauf keine direkte Einwirkungdaß de^
Die Regierung werde in dieser Richtung nicht
können . Es sei durchaus im Sinne derJustiz-

viel lyu aus Men Berufs - und Lebens -
Schöffen- und Geschworenenamt herbeigezogenkreffev z ^ nicht so leicht sein , Elemente zuwürden -

Inders auch in den Arbeiterkreisen , die bereit
finde" '

^ der Versehung eines solchen Ehrenamtes
^ .

'
»u-nen . nicht unbeträchtlichen Aufwand zu tragen ,

der Herr Berichterstatter übrigens gemeint habe,
r ^ Schöffen und Geschworenen stammen ganz über-

- lind aus den höheren Ständen, so müsse er dem —
t Grund seiner Erfahrungen als alter Staatsanwalt

widersprechen : er habe nirgends soviel Landbürger-
-ger und Gemeinderäthe zusammengesehen als auf der

Äckworenenbank. Die — durchaus beachtenswerthen —
«Imerkungen über dasPrivatklageverfahren gehören anA in den Reichstag . Unser Privatklageverfahren nähere

dem civilprozeffualen Verfahren und der Eröffnungs-
Wkluß unterscheide sich sachlich nicht wesentlich von der
Anberaumung des Termins auf eine Civilklage. Ob
Meicht der Eröffnungsbeschluß ganz wegfallen sollte
«der ob Erhebungen vor der Eröffnung des Hauptver -
dbrenS zweckmäßig wären , das seien legislatorische
Gedanken , die an eine andere Stelle gehörten .

Redner betont in seinen weiteren Ausführungen zur
-rraae des Gehaltstarifs , daß insbesondere eine Klasse des
Mterstandes , die Amtsgerichtsdirektoren , ihrem Rang
entsprechend in eine höhere Gehaltsklasse versetzt werden
müßten . Diese Frage habe aber wegen der ungünstigen
Finanzlage bis zu einer allgemeinen Reform des Tarifs
wrülkgestellt werden müssen .

Redner geht dann zu den Ausführungen des Bericht¬
erstatters über das Notariat und das Grundbuchwesen
über. Der Berichterstatter habe mit Recht die Justiz ein
Schmerzenskind des Finanzministers genannt , besonders
wegen der Etatspositionen für das Grundbuchwesen und
das Notariat .

Im Gegensatz zu verschiedenen Rednern ^>er Etatsdebatte
habe der Berichterstatter ein ziemlich erfreuliches Bild der
jetzigen Gestaltung unseres Notariats- und Grundbuch-
« sms gegeben . Der Abg . Gießler habe von einem
. tzprung in's Dunkle "

gesprochen, den die Gesetzgebung
hier gemacht habe. Er glaube, daß dieser Sprung mit
mverbundenen Augen erfolgt sei ; denn die Juristen seien
wohl alle darüber einig gewesen, daß gegen die jetzige
Organisation erhebliche Bedenken vorliegen . Diese Be¬
denken bestehen unvermindert fort. Wenn man damals
einen Sprung in 's Dunkle gemacht habe — bei dem er
persönlich übrigens nicht mitgewirkt habe — , so brauche«an doch jetzt nicht einen weiteren Sprung zu machen«it einer Umgestaltung der Organisation , bevor man,!t»ie der Herr Berichterstatter mit Recht betont habe, wei¬
tere Erfahrungen gesammelt habe.

Ob sich die juristischen Bedenken aus die Dauer ganzwerden zurückdrängen lassen , ob nicht auch bei uns eine
Gestaltung des Grundbuchwesens , wie sie in ganz Deutsch¬land mit Ausnahme von Baden und Württemberg be¬
stehe, sich als nothwendig erweisen werde , daß sei eine
Frage der Zukunft . Jedenfalls sei eine Aenderung der
Organisation jetzt, so lange nicht die Umschreibung der
alten Grundbucheinträge beendigt sei , was erst in etwa
cht Jahren der Fall sein werde , ganz ausgeschlossen, dam Umschreibung auf den Rathhäusern erfolgen müsse.Vas sei auch einer der Gründe für die jetzige Organi-M>°n gewesen.
verantwortlichfür die Landtags -Beilage: E . Umhauer — Druck und Berlagder G. Braun'schen Hofbuchdruckeret . Beide in Karlsruhe .

Es sei eine bedauerliche Thatsache , daß trotz der großenOpfer, welche der Staat für eine den Gemeinden gün¬stige Grundbuchsorganisation gebracht habe , trotzdem keinerechte Zufriedenheit mit derselben bei der Bevölkerung zufinden sei.
Der Berichterstatter habe auf das Recht der Regierung,die Gebühren der Rathschreiber als Grundbuchhilfsbe¬amten bis zum 1 . Januar 1905 (bis zur gesetzlichenRegelung) selbständig festzusetzen , hingewiesen , und einegrößere Berücksichtigung der Rathschreiber gewünscht. Die

Regierung sei bestrebt , die Rathschreiber in ihren Bezügenauf dem Stand vor Einführung des neuen Grundbuchs¬rechts zu erhalten, aber davon könne keine Rede sein ,die Rathschreiber in ihren Einnahmen auf dem Standder fetten Jahre der Uebergangszeit zu erhalten.
Wenn die Bevölkerung mit der Höhe der Gebührenfür Grundbuchgeschäfte nicht zufrieden sei , so müsse daraufhingewiesen werden, daß sie nicht höher als in anderenStaaten seien. An eine Ermäßigung in nächster Zeitsei nicht zu denken. Man müsse eben berücksichtigen, daßder Staat ungeheure Kosten aufgewendet habe , um dasGrundbuch in den Gemeinden erhalten zu können.Der Berichterstatter habe Bezug genommen auf denBericht des Präsidenten des Landgerichts Karlsruhe.Dieser Bericht sei nach dem Standpunkt des Rednersetwas optimistisch gehalten, zeige aber jedenfalls, daß die

jetzige Organisation nicht undurchführbar sei . Sr hoffe,daß es möglich sein werde, das Grundbuch bei den Ge¬meinden zu belasten .
Redner anerkennt, daß bei der Einführung des neuenGrundbuchrechts eine ungeheure Arbeit von allen Bethei¬ligten geleistet worden sei . Es sei jetzt von 2117 Ge¬markungen des Landes nur noch in 222 das alte Rechtin Geltung , in allen übrigen gelte das Reichsrecht
Redner führt dann im einzelnen die Bedenken gegendie jetzige Organisation aus : Die Trennung des Grund¬

buchbeamten (Notars ) vom Grundbuch, die Unmöglichkeitin vielen Gemeinden, geeignete Rathschreiber als Hilfs¬beamte zu finden, und vor allem die Unzuträglichkeitenfür den Dienst der Notare, insbesondere die unzähligenReisen. Redner zollt der pflichteifrigen Thätigkeit dieserBeamten alles Lob . Er kündigt einen Gesetzentwurf an ,der die Bestimmungen des Grundbuchausführungsgesetzesin der Richtung ergänzen soll, daß der Regierung bei der
Zusammenfassung mehrerer Gemeinden zu einem Grund¬
buchbezirk größerer Spielraum gewährt werden soll , undeinen Gesetzentwurf , betreffend die Festsetzung der Bezügeder Notare aus den sogenannten wahlfreien Geschäften .Redner streift dann noch die Frage der Gemeinde¬
grundbuchämter in den Städten über 10000 Einwohnern.Der Staat habe bei der Erundbuchorganisation ein sehr
schlechtes Geschäft gemacht, es werde ein Modus ge¬funden werden müssen, um dem Staat einen Antheilan den großen Einnahmen der Städte aus dem Grund¬
buchwesen zu sichern.

Nach weiteren Erörterungen über die Organisationdes Notariats schließt Redner mit dem Ausdruck der
Hoffnung und des Vertrauens , daß unter Mitwirkungaller Betheiligten es gelingen werde , auch fernerhin diegroßen von der Reichsgesetzgebung gestellten Aufgaben in
wirksamer Weise zu erfüllen

Auf Vorschlag des Abg . Or . Wilckens wird der Abg.Dreher in die Budgetkommissiongewählt.
Nach einigen geschäftlichen Mittheilungen des Präsi¬denten wird sodann die Sitzung 12V« Uhr geschlossen.
Nächste Sitzung : Samstag 9 Uhr .
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